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Besprechung der Spitzenverbände der Krankenkassen – handelnd als 

Spitzenverbände der Pflegekassen –, der Deutschen Rentenversicherung Bund 

und des Verbandes der privaten Krankenversicherung

über Fragen der Rentenversicherung von Pflegepersonen

am 27.02.2007

3.
Verfahren zur Feststellung der Rentenversicherungspflicht nicht erwerbsmäßig tätiger Pflegepersonen;

hier: Mitteilung der Pflegekasse an die Pflegeperson über die Aufnahme der 

Beitragszahlung

______________________________________________________________________

- 101.197 - 

Die Versicherungspflicht der nicht erwerbsmäßig tätigen Pflegepersonen nach § 3 Satz 1 Nr. 1a SGB VI kommt kraft Gesetzes zustande, wenn alle Voraussetzungen erfüllt sind. Der Eintritt der Versicherungspflicht bedarf grundsätzlich keiner Entscheidung durch Verwaltungsakt. Die an die Versicherungspflicht geknüpfte Beitragszahlung der Pflegekassen wird regelmäßig im Rahmen einfacher Verwaltungstätigkeit durchgeführt. Halten Pflegekassen ihre Leistungspflicht für gegeben, so haben sie diese ebenso zu erfüllen wie Arbeitgeber, die bei unstreitigem Sachverhalt den Gesamtsozialversicherungsbeitrag ohne vorherige Entscheidung der Einzugsstelle zu zahlen haben (vgl. Abschnitt II 3 des gemeinsamen Rundschreibens vom 11.02.2004 zur Rentenversicherung der nicht erwerbsmäßig tätigen Pflegepersonen). 

Die Pflegeperson wird durch die Pflegekasse über die Aufnahme der Beitragszahlung unterrichtet. Hierbei sind der Beginn der Beitragszahlung und die Höhe der Beiträge (beitragspflichtige Einnahmen) für einen vollen Kalendermonat anzugeben (vgl. Ziffer 3 der Verfahrensbeschreibung zur Feststellung der Rentenversicherungspflicht nicht erwerbsmäßig tätiger Pflegepersonen vom 11.02.2004). Für die Form der Mitteilungen der Pflegekassen über die Beitragszahlung, die keine rechtsbehelfsfähigen Bescheide sein sollen, wurden bisher keine Empfehlungen gegeben.
Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat festgestellt, dass die Sozialgerichtsbarkeit in strittigen Verfahren in zunehmendem Maße die Mitteilungen an die Pflegeperson als Verwaltungsakte der Pflegekassen im Sinne des § 31 SGB X qualifiziert bzw. die Beklagten zu einer entsprechenden Prüfung auffordert.
Bei streitigem Sachverhalt hat der Rentenversicherungsträger über die Versicherungspflicht nicht erwerbsmäßig tätiger Pflegepersonen nach Maßgabe des § 3 Satz 1 Nr. 1a SGB VI zu entscheiden (vgl. Ziffer 4 der Verfahrensbeschreibung zur Feststellung der Rentenversicherungspflicht nicht erwerbsmäßig tätiger Pflegepersonen vom 11.02.2004). Wird seitens der Sozialgerichte festgestellt, dass die Pflegekasse mit ihrer Entscheidung über die Aufnahme oder Ablehnung der Beitragszahlung eine Maßnahme zur Regelung des Einzelfalls mit Rechtswirkung nach außen im Sinne des § 31 SGB X getroffen hat und eine Aufhebung dieses Verwaltungsaktes nicht erfolgt ist, hat nunmehr der Rentenversicherungsträger als im Streitfall zuständige Behörde die Rücknahme des Bescheides zu prüfen (§§ 44 Abs. 3 in Verb. mit 45 Abs. 5, 48 Abs. 4 SGB X).
Ein Bescheid bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist (§ 39 Abs. 2 SGB X). Ist eine Rücknahme oder Aufhebung des Bescheides für die Vergangenheit wegen Fristablaufs nicht mehr möglich, ist die Pflegekasse unter Umständen aus verwaltungsverfahrensrechtlichen Gründen weiterhin zur Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen für die Pflegeperson verpflichtet, obwohl die materiell-rechtlichen Voraussetzungen nicht (mehr) vorliegen.
Mit Blick auf die Regelungen zur Bestandskraft von Verwaltungsakten kommen die Besprechungsteilnehmer überein, folgende Empfehlung für eine Mitteilung an die Pflegeperson bei Aufnahme der Beitragszahlung durch die Pflegekasse zu geben, die nach ihrer Auffassung nicht als Verwaltungsakt zu qualifizieren ist, die Pflegeperson aber dennoch hinreichend unterrichtet.

"Sehr geehrte Frau , sehr geehrter Herr,

aufgrund Ihrer Pflegetätigkeit für die Pflegebedürftige, Frau .......,/den Pflegebedürftigen,

Herrn ....., zahlen wir mit Wirkung ab .......... für Sie Rentenversicherungsbeiträge.

Die Höhe der Beiträge richtet sich nach der Pflegestufe der/des Pflegebedürftigen und

dem vom Medizinischen Dienst festgestellten zeitlichen Umfang Ihrer Pflegetätigkeit.

Nach Ablauf eines Kalenderjahres werden wir der Rentenversicherung die der Beitragszahlung

im abgelaufenen Kalenderjahr zugrunde liegende Beitragsbemessungsgrundlage melden.

Sie erhalten eine Bescheinigung über den Inhalt der Meldung für das abgelaufene Kalenderjahr.

Wir bitten Sie, uns zu informieren, wenn Sie die Pflegetätigkeit unterbrechen oder beenden.

Haben Sie Fragen ?  ..."
Veröffentlichung: ja








